
IM KLARTEXT
INFORMATIONEN ZUR SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT

Die SPD kommt mit der
Arbeit nicht mehr zurecht

Arbeit und Kapital sind die Quellen allen
Wohlstands. Die Sozialdemokraten haben
sich immer ein bisschen schwergetan, Ar-
beit und Kapital als grundsätzlich gleich-
wertige Produktionsfaktoren zu betrach-

ten. Sie sind aber den Sozialisten oder gar den Kommunisten nie
auf dem Irrweg des Antikapitalismus gefolgt. Spätestens seit
dem „Godesberger Programm“ 1959 haben die Sozialdemokraten
ihren Frieden mit dem Kapital gemacht. Gesetze, wie das über
die Mitbestimmung in Großunternehmen, mag man so oder so
bewerten: Sie haben aber wohl dazu beigetragen, dass es zu die-
sem Friedensschluss gekommen ist.

Nun kommt die SPD mit der Arbeit nicht mehr zurecht. Sie
streitet über die Frage: „Kann es nicht sein, dass sich unter den
Bedingungen des Sozialstaats die Ausbeutungsverhältnisse ver-
schoben haben: von der Ausbeutung der Arbeit durch das Kapi-
tal, hin zur Ausbeutung der Arbeit durch die Nichtarbeit der Ar-
beitslosen und die Nichtmehrarbeit der Rentner?“ In der Regie-
rungszeit der rot-grünen Koalition unter der Kanzlerschaft Ger-
hard Schröders galt diese Frage zumindest als zulässig. Es wur-
de auch nicht ausgeschlossen, dass – in vielen Fällen – die Ant-
wort „Ja“ wohl zutreffend sein könnte. Daraus wurden Folgerun-
gen gezogen. Die Verkürzung der Bezugsdauer von Arbeitslo-
sengeld war nicht zuletzt als Versuch gemeint, die Suche nach
Arbeit zu beschleunigen und damit die Inanspruchnahme der
beitragszahlenden Solidargemeinschaft nicht über Gebühr zu
strapazieren. Aus dem gleichen Geiste wurde die Initiative der
heute regierenden „Großen Koalition“ geboren, die Altersgrenze
für den Bezug der Rente über einen langen Zeitraum allmählich
anzuheben.

Die Turbulenzen, die das in der SPD auslöst, könnten Folgen
nicht nur für die Wahl des Führungspersonals, sondern auch für
die Programmausrichtung und für die Koalitionsbereitschaft der
Partei haben.

Hans D. Barbier

Arbeitsplatzsuche
Bei der Suche nach einem Ar-
beitsplatz sind informelle Kon-
takte oder Bekannte sowie Be-
werbungen auf Zeitungsanzei-
gen besonders erfolgverspre-
chend: 63 Prozent der Stellen-
sucher fanden auf diese Weise
einen Arbeitsplatz. Weitere
knapp 25 Prozent kamen durch
Initiativbewerbungen oder
Übernahmen nach Praktika
zum Ziel.

Über die Bundesagentur für
Arbeit und ihre Jobcenter
wurden in den vergangenen
Jahren lediglich zehn Prozent
neu geschlossener Arbeitsver-
hältnisse angebahnt. Vom Ein-
satz der Arbeitsverwaltung
profitieren hauptsächlich
Männer mit abgeschlossener
Berufsausbildung, die eine
Vollzeitbeschäftigung im pro-
duzierenden Gewerbe suchen.
Sie wurden besonders schnell
vermittelt.
www.diw-berlin.de/

Verhaltene Sparneigung
Der Anteil der Bundesbürger,
die regelmäßig sparen, ist
leicht gestiegen: Nur 48,2 Pro-
zent legen Geld zurück. Damit
lag der Anteil ein wenig höher
als in der Frühjahrsumfrage
des Verbandes der Privaten
Bausparkassen. Im März 2007
hatte er mit 47,4 Prozent den
niedrigsten Stand seit 1997
erreicht.

Das Sparmotiv „Altersvor-
sorge“ nannten 65 Prozent
der Befragten. „Erwerb oder
Renovierung von Wohneigen-
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tum“ wurde von knapp 52
Prozent angegeben. Während
bei der Märzumfrage 6,8 Pro-
zent der Befragten planten, in
Zukunft mehr zu sparen, wol-
len das laut der aktuellen Be-
fragung 8,3 Prozent.

www.bausparkassen.de

Höhere Steuereinnahmen
Die Steuereinnahmen wach-
sen weiter zweistellig: Im Au-
gust nahmen Bund und Län-
der 35,8 Milliarden ¤ an Steu-
ern ein, das waren 10,8 Pro-
zent mehr als im selben Vor-
jahresmonat. Von Januar bis
August 2007 haben Bund und
Länder gegenüber dem Vor-
jahr 12,6 Prozent mehr Steu-
ern erhalten. Für den Bundes-
finanzminister ergab sich ein
Anstieg bei den Steuereinnah-
men um 16,5 Prozent auf 141,7
Milliarden ¤. Die Bundesländer
nahmen 135,4 Milliarden ¤

Steuern ein, ein Zuwachs von
10,7 Prozent.

Einen Steuergeldsegen ver-
buchen auch Städte und Ge-
meinden: Sie können sich
bundesweit über einen Über-
schuss von 900 Millionen ¤

Sparmotive
Mehrfachnennungen möglich

Altersvorsorge 64,7 %

Konsum 54,8 %

Wohneigentum 51,6 %

Kapitalanlage 35,8 %

Kinder 3,7 %

Notgroschen 3,5 %

Quelle: Verband der 
Privaten Bausparkassen

http://www.bausparkassen.de/htdocs/presseinfos/presse_set.htm
http://www.diw-berlin.de/documents/dokumentenarchiv/17/57351/07-20-1.pdf


Für die nähere Zukunft hoffen
die Beschäftigten im Postwesen
auf einen Mindestlohn: Der
Arbeitgeberverband Postdiens -
te und die Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di haben sich
bereits auf einen entsprechen-
den Tarifvertrag geeinigt. Die
Initiative dazu ging maßgeblich
von der Unternehmensleitung
der Deutschen Post AG aus.
Das Unternehmen rief den Ar-
beitgeberverband Postdienste
ins Leben und hat darin eine
dominierende Position.

Post: Auf dem Weg
zum Mindestlohn?
Post und ver.di haben Min-
destlöhne zwischen 8,00 ¤

und 9,80 ¤ für die gesamte
Branche ausgehandelt. Sie be-
gründen das mit Dumping-
Löhnen der neuen Konkur-
renz, die bei der Post AG bis
zu 32 000 Arbeitsplätze kos-
ten könnten. Die Bundesregie-
rung hat bereits signalisiert,
dass sie einen Tarifvertrag für
„allgemeinverbindlich“ erklä-
ren und in das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz aufnehmen
würde. Der Tarifvertrag wäre
dann für alle, auch nicht tarif-
gebundene Arbeitnehmer und
Arbeitgeber im Geltungsbe-
reich bindend.

Dagegen wehren sich die
Konkurrenten der Post, deren
wichtigste Vertreter sich in-
zwischen im „Arbeitgeberver-
band der Neuen Brief- und Zu-
stelldienste“ zusammengefun-

den haben. Zugleich gibt es er-
ste Anzeichen der Gründung
einer „Gewerkschaft der Neu-
en Brief- und Zustelldienste“,
die in Konkurrenz zu ver.di
treten will. 

Den Konkurrenten der Post
ist  die Marktabschottung im
Bereich der Briefzustellung
ein Dorn im Auge. Briefträger
erhalten laut Post-Tarifvertrag
einen Mindestlohn von 9,80 ¤
in den alten und 9,00 ¤ in den
neuen Bundesländern. Ande-
re Beschäftigte im Postdienst,
die keine Briefe austragen, ha-
ben Lohnuntergrenzen von
8,00 ¤ bzw. 8,40 ¤. Diese Dif-
ferenz, aber auch die Kritik
der Post-Wettbewerber sind
vor dem Hintergrund des zum
Jahreswechsel auslaufenden
Briefmonopols für Sendungen
unter 50 Gramm Gewicht zu
sehen.

Während bereits weite Teile
des Postversands liberalisiert
wurden, wird zu Jahresbeginn
2008 auch der letzte geschütz-
te Bereich des ehemaligen
Staatsunternehmens in den
Wettbewerb entlassen. Das
DAX-Unternehmen mit Sitz in
Bonn hat im ersten Halbjahr
2007 etwa 22 Prozent des Kon-
zernumsatzes in Höhe von 31
Milliarden ¤ – und mehr als
die Hälfte seines Gewinns vor
Steuern und Zinszahlungen –
mit dem Briefversand erwirt-
schaftet. Deswegen hat das
Unternehmen ein großes
Interesse, sich in diesem Be-

reich vor Wettbewerb zu
schützen.

Die branchenweite Einfüh-
rung des ausgehandelten Min-
destlohns würde der Post-Kon-
kurrenz den Eintritt in den
Briefmarkt erschweren. Nach
Meinung des „Arbeitgeberver-
bandes der Neuen Brief- und
Zustelldienste“ dürfte ein ak-
zeptabler Mindestlohn keines-
falls 7,50 ¤ überschreiten.

Inwieweit dieser Stunden-
satz die tatsächliche „Schmerz-
grenze“ markiert, wird sich
zeigen, sollte der Mindestlohn
für Briefträger tatsächlich für
„allgemeinverbindlich“ erklärt
werden. Dann wird auch offen-
sichtlich, wie stark der Wett-
bewerb eingeschränkt wird.
Dass es zu Wettbewerbsbe-
schränkungen kommt, scheint
im Hinblick auf das Verhalten
der Deutschen Post AG gewiss:
Warum, wenn nicht aus Grün-
den der Abschottung, sollte
ein Unternehmen seine Perso-
nalkosten – und damit zu-
gleich die seiner Konkurren-
ten – mit einer staatlich kon-
trollierten Untergrenze verse-
hen? Soziale Verantwortung
für die eigenen Arbeitnehmer
ließe sich auch freiwillig und
ohne gesetzliche Ausdehnung
auf andere wahrnehmen.

Politische Moral 
und Arbeitsmarkt
Abgesehen vom aktuellen
Zwist um die Post und ihre
Wettbewerber, ist sich die Re-
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Mindestlöhne und Wettbewerb
Was haben Bauarbeiter, Maler, Lackierer, Gebäudereiniger, Elektrohandwerker und Dachde-
cker gemeinsam? – Ihnen ist ein Mindestlohn garantiert. Hält die große Koalition aus
CDU/CSU und SPD an ihrem Ziel der Ausweitung von Mindestlöhnen fest, könnten andere
Branchen bald folgen.

freuen. Weil sich zuvor aller-
dings jahrelang hohe Defizite
angesammelt haben, bleiben
viele Kommunen weiter ver-
schuldet – ebenso wie Bund
und Länder.
www.bundesfinanzministerium.de/

Kaufkraftgefälle
Der Kaufkraftvergleich des
Statistischen Bundesamtes
zeigt, welchen Gegenwert
deutsche Reisende für einen
Euro erhalten, wenn sie ihre
Urlaubstage im Ausland ver-
bringen: Wer in diesen Wo-
chen Ägypten besucht, kann
dort für einen Euro Waren kau-
fen, die in Deutschland 1,36 ¤
kosten würden. Deutsche le-
ben auch in Polen, Südafrika
oder Thailand billiger als zu
Hause. Der hohe Eurokurs
führt dazu, dass das Preisni-
veau in den Vereinigten Staa-
ten von Amerika ungefähr
dem der Bundesrepublik ent-
spricht; Urlaub in Italien, Ja-
pan oder Frankreich ist dage-
gen kostspieliger.

Euro-Kaufkraft
Für 1,00 ¤ erhalten Reisende aus
Deutschland Waren im Wert von

1,36 ¤ in Ägypten

1,29 ¤ in Südafrika

1,25 ¤ in Polen

1,23 ¤ in Litauen

1,20 ¤ in Thailand

1,18 ¤ in Tschechien

1,00 ¤ in Griechenland

0,99 ¤ in Belgien

0,98 ¤ in Australien

0,98 ¤ in Russland

0,96 ¤ in Österreich

0,92 ¤ in Italien

0,88 ¤ in Frankreich

0,86 ¤ in Schweden

0,79 ¤ in Japan

0,72 ¤ in Norwegen

Quelle: Statistisches Bundesamt

http://www.bundesfinanzministerium.de/cln_01/nn_17844/DE/Aktuelles/Monatsbericht_des_BMF/2007/08/070817agmb003.html


den Arbeitsplätze wären dann
nicht mehr lohnenswert für
die Unternehmen, würden
nicht mehr besetzt oder ins
billigere Ausland verlagert.
Wenn zudem aufgrund von
Starrheiten im Lohngefüge
auch die Löhne über dem Min-
destlohn steigen, könnte sich
dieser Effekt für höhere Ent-
geltklassen fortsetzen und
weitere Arbeitsplätze kosten. 

Soweit die Theorie. In der
volkswirtschaftlichen Realität
sind die Folgen von Mindest-
löhnen nicht so einfach zu be-
stimmen. Die zahlreichen
internationalen Studien zum

gierungskoalition einig, Min-
destlöhne als sozialpolitisches
Instrument auszuweiten. Dabei
treten wahltaktische Erwägun-
gen zutage, die sich einer mo-
ralischen Argumentation be-
dienen: Wer arbeitet, muss von
seinem Lohn auch leben kön-
nen. Ist das nicht der Fall, muss
der Staat dafür sorgen. Ein ge-
setzlich verankerter Mindest-
lohn wird als günstige Variante
gesehen, da die Kosten nicht
von staatlichen Kassen, son-
dern von den Arbeitgebern zu
tragen sind. Diese Begründung
entpuppt sich aber als schein-
moralisch: Bedeutete dies doch
beispielsweise, dass ein Fami-
lienvater bei gleicher geleiste-
ter Arbeit mehr als ein Allein-
stehender verdienen müsste
und deswegen von vornherein
schlechtere Beschäftigungs-
Chancen besäße. Zudem fehlt
ein Maßstab für einen allge-
meinen Mindestlohn, da jeder
aufgrund seiner konkreten Si-
tuation andere Mittel zum Le-
ben benötigt.

Manche Politiker und Poli-
tikberater führen auch positi-
ve Beschäftigungseffekte ins
Feld. Ihre Überlegung: Gering-
verdiener, die von Lohnunter-
grenzen besonders profitie-
ren, lassen jeden zusätzlich
verdienten Euro in die täg-
lichen Ausgaben einfließen
und  beleben dementspre-
chend den gesamtwirtschaft-
lichen Konsum. Das wiederum
würde die Erwartungen der
Unternehmen positiv beein-
flussen und zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze führen.

Gegner des Mindestlohns
verweisen auf entgegengesetz-
te Effekte, wenn der Mindest-
lohn die erwirtschaftete Leis-
tung einzelner Arbeitnehmer
übersteigt. Die entsprechen-

Thema kommen zu unter-
schiedlichen Ergebnissen. Ten-
denziell ist aber ein negativer
Beschäftigungseffekt von aller-
dings nur geringem Ausmaß
auszumachen. Festhalten lässt
sich: Mindestlöhne haben in
(noch) keiner Volkswirtschaft
zu Massenarbeitslosigkeit ge-
führt, sie haben sich aber auch
(noch) nirgendwo als „Stein der
Weisen“ in der Beschäftigungs-
politik entpuppt.

Bei der Ausweitung von
Mindestlöhnen orientiert sich
die Politik zur Zeit – über das
gesamte Parteienspektrum
hinweg – an den Ergebnissen

aktueller Umfragen, die auf ei-
ne Hinwendung zu vermeint-
lich sozialen Aspekten verwei-
sen. Diesen Trend haben die
Politiker teilweise selbst ver-
schuldet, indem sie seit Jahren
betonen, Gesellschaft und
Wirtschaft (um-)gestalten zu
müssen und dies auch zu kön-
nen. Damit entfernen sie sich
immer weiter von den Prinzi-
pien der Sozialen Marktwirt-
schaft.

Weniger Regulierung,
mehr Wettbewerb
Besser wäre es, die Politiker
würden sich nicht im Streit
um Mindestlöhne und als Ge-
triebene der verschiedenen
Interessengruppen aufreiben.
Stattdessen sollten sie sich
des Wettbewerbs als Instru-
ment der Wirtschaftspolitik
bedienen und sich auf das Set-
zen von Rahmenbedingungen
konzentrieren. Zwar würden
sie damit auf direkten Einfluss
verzichten und Macht zuguns -
ten der Kreativ- und Produk-
tivkräfte der Gesellschaft ab-
geben. Ordnungspolitik im
Sinne Ludwig Erhards wäre
aber gerade dem zugrundelie-
genden Zusammenspiel von
Freiheit und Verantwortung –
und damit dem Wettbewerb –
verpflichtet. Denn eine dyna-
mische und durchlässige Wirt-
schafts- und Gesellschaftsord-
nung ermöglicht Vollbeschäf-
tigung, die ihrerseits Voraus-
setzung dafür ist, dass Arbeit-
nehmer nicht die schwächere
Verhandlungsposition auf dem
Arbeitsmarkt haben. Dann gä-
be es weder die Notwendigkeit
für, noch Interesse an Min-
destlöhnen.

Lars Vogel

„Mindestlöhne sind nicht zum Schutz einzelner Unternehmen
vor unliebsamer Konkurrenz gedacht.“
Michael Glos, Bundesminister für Wirtschaft und Technologie

Mindestlohn durch Allgemeinverbindlicherklärung

� In Deutschland gibt es keine staatlich festgelegten Mindest-
löhne. Löhne und Arbeitsbedingungen werden zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern ausgehandelt. Dies findet allerdings nicht
in unzähligen Einzelgesprächen statt, sondern in Tarifverhandlun-
gen zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften. Ergeb-
nis der Verhandlungen ist ein Tarifvertrag, der für beide Tarifpar-
teien bindendes Recht darstellt.

� Auf Antrag einer Tarifvertragspartei kann der Bundesminister
für Arbeit und Soziales einen Tarifvertrag für „allgemeinverbindlich“
erklären. Dazu müssen die tarifgebundenen Arbeitgeber laut § 5
Tarifvertragsgesetz mindestens fünfzig Prozent der unter den Ta-
rifvertrag fallenden Arbeitnehmer beschäftigen. Des Weiteren
muss die Erklärung „im öffentlichen Interesse geboten“ erschei-
nen. Zur „Behebung eines sozialen Notstands“ kann auf beide Vor-
aussetzungen verzichtet werden. Die Entscheidung des Bundesar-
beitsministers erfolgt einvernehmlich mit einem Ausschuss, der
aus je drei Vertretern der Arbeitgeberverbände und der Gewerk-
schaften zu bilden ist. Potenziell betroffene Unternehmen und Ar-
beitnehmer, aber auch unbeteiligte Verbände und Gewerkschaf-
ten können Stellung nehmen. 

� Nach Inkrafttreten der Allgemeinverbindlicherklärung wird die-
se – wie andere Rechtsnormen auch – öffentlich bekannt gemacht.
Damit gelten die Regeln des Tarifvertrags auch für alle bis dato
nicht tarifgebundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Gel-
tungsbereich. Aufgrund des so genannten Arbeitnehmerentsende-
gesetzes, das bislang das Bauhaupt- und Gebäudereinigungsge-
werbe erfasst, unterliegen auch in Deutschland tätige ausländische
Unternehmen den Normen eines Tarifvertrages.



Vollbeschäftigung
Im September war die Zahl der
offiziell gemeldeten Arbeitslo-
sen so niedrig wie seit zwölf
Jahren nicht mehr. Nach An-
gaben der Bundesagentur für
Arbeit (BA) hatten 3,5 Millio-
nen Menschen keine Arbeit.
162 000 Arbeitlose weniger
zählte die Behörde im Ver-
gleich zum Vormonat, rund
694 000 weniger Arbeitslose
waren es im Vergleich zum
September 2006.

Laut BA hat sich die Lage
für alle von Arbeitslosigkeit
betroffenen Altersgruppen po-
sitiv entwickelt: Die Zahl der

dukten hätte die Teuerungsra-
te im September bei 2,2 Pro-
zent gelegen.

Ökonomen rechnen für das
Gesamtjahr 2007 mit einer In-
flationsrate von zwei Prozent.
Bis zu diesem Wert spricht die
Europäische Zentralbank von
einer stabilen Währung. Aller-
dings potenziert sich der Kauf-
kraftverlust auch bei geringer
Teuerung über die Jahre: Bei
einer permanenten jährlichen
Inflationsrate von 2,0 Prozent
werden 1 000 ¤ in dreißig Jah-
ren eine Kaufkraft von rund
550 ¤ haben.
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Die Soziale Marktwirtschaft im Oktober 2007
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

jungen Erwachsenen – bis 25
Jahre – ohne Arbeit ging im
Vorjahresvergleich um
100 000, die der älteren Ar-
beitslosen um fast 300 000 zu-
rück. Außer bei Banken und
Versicherungen sowie im öf-
fentlichen Dienst seien in al-
len Branchen neue Arbeits-
plätze geschaffen worden. Die
Hälfte der neuen Arbeitsplätze
sind der BA zufolge allerdings
Teilzeitbeschäftigungen.

Geldwertstabilität 
Die Kaufkraft der Bürger ist
im September erneut gesun-
ken. Die Inflationsrate betrug
2,4 Prozent, das war der
höchs te Wert seit zwei Jahren.
Die hohe Teuerungsrate füh-
ren die Statistiker vor allem
auf die Preisentwicklung bei
Mineralölprodukten zurück:
Im Jahresvergleich seien die
Preise für Kraftstoffe um 8,9
Prozent, die für leichtes Heizöl
um 3,1 Prozent gestiegen. Im
September 2006 waren diese
Produkte deutlich billiger ge-
worden. Dieser statistische Ba-
siseffekt sei ausschlaggebend
für den Preisauftrieb; ohne
Einrechnung der Preisent-
wicklung bei Mineralölpro-

Eigenverantwortung
In Deutschland sind 23 Millio-
nen Menschen ehrenamtlich
tätig. Dieses bürgerliche Enga-
gement will der Staat stärken.
Ehrenamtliche – Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück
nennt sie die „wahren Helden
unserer Gesellschaft“ – erhal-
ten steuerliche Vergünstigun-
gen, nachdem Ende September
auch der Bundesrat dem „Ge-
setz Gesetz zur weiteren Stär-
kung des bürgerschaftlichen
Engagements“ zugestimmt hat.
Ehrenamtliche Aktivitäten so-
wie Geldspenden für gemein-
nützige Zwecke werden rück-
wirkend zum 1. Januar 2007
mit einer Steuerentlastung in
Höhe von fast einer halben
Milliarde Euro gefördert.

I N D E X

„Wer weiß, wie Gesetze und Würste zustande kommen, 
der kann nachts nicht mehr ruhig schlafen.“
Otto von Bismarck

Preisänderungen
Änderungen der Verbraucherpreise
Sept. 2007 gegenüber Sept. 2006

Gemüse -13,1 %

Kartoffeln -9,2 %

Internetnutzung -6,0 %

Rindfleisch -1,9 %

Schweinefleisch -0,8 %

Milch/Milchprodukte +18,8 %

Geflügel +12,3 %

Obst +6,8 %

Eier +5,2 %

PKW (Neuwagen) +3,3 %

Heizöl +2,5 %

Brot +2,1 %

Quelle: Zentrale Markt- und Preisbericht-
stelle; Statistisches Bundesamt
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Spenden
Geldspenden in Millionen ¤

2. Halbjahr 2004* 1 390

1. Halbjahr 2005* 1 191

2. Halbjahr 2005 1 268

1. Halbjahr 2006 773

2. Halbjahr 2006 1 199

1. Halbjahr 2007 843

* inklusive Tsunami-Spenden
Quelle: Deutscher Spendenrat

http://www.ludwig-erhard-stiftung.de

